Beratungen VSAV/ASTO/ASTU

Vaterschaftsabklärung für Asylsuchende bei Abreise ins Ausland  

  
Problem- und Fragestellung

Von der Vormundschaftsbehörde wurde eine Beistandschaft angeordnet, mit dem Auftrag, für ein 1996 in einem Asylantenheim geborenes Kind (Herkunft Bosnien-Herzegowina) das Kindsverhältnis mit dem unbekannten Vater festzustellen und wenn möglich einen Unterhaltsvertrag abzuschliessen und die Alimente festzusetzen. Vor dem Tätigwerden erhielt der Beistand vom Migrationsamt der Direktion für Soziales und Sicherheit des Kantons Zürich die Vollzugs- und Erledigungsmeldung, dass die Personen nach unbekannt verschwunden sind. Telefonisch erhielt der Beistand die Auskunft, dass sich die Mutter mit den Kindern offensichtlich in Belgien beim Vater aufhält. Weiteres Vorgehen?

Erwägungen

1. Nach errichteter Beistandschaft gemäss Art. 308 Abs. 2 und 309 ZGB sind Mutter, Kind und mutmasslicher Vater aus der Schweiz ausgereist, bevor ein Vaterschaftsprozess angehoben werden konnte. In Anlehnung an unsere Antwort vom 13. Dezember 2001 scheint es uns deshalb nicht mehr möglich, eine örtliche Zuständigkeit für eine Weiterführung der Massnahme zu begründen. 

2. Als Konsequenz empfehlen wir Ihnen, der Vormundschaftsbehörde unter Hinweis auf die Sachlage die Aufhebung der Beistandschaft, Ihre Entlassung aus dem Amt als Beistand des Kindes X. und die Genehmigung Ihres Berichtes als Schlussbericht zu beantragen. Die VB sollte eine Kopie des Protokolls dem Bundesamt für Flüchtlinge überweisen, welchem anheimgestellt bleibt, dies der zuständigen Asylbehörde in Belgien weiterzuleiten.

3. Als Alternative bestünde die Möglichkeit, die Massnahme an den neuen Aufenthaltsort des Kindes in Belgien übertragen zu lassen (wo sich ja der mutmassliche Vater zu befinden scheint). Dieser Aufwand (über die kantonalen Aufsichtsbehörden und das Bundesamt für Justiz) rechtfertigt sich allerdings nur dann, wenn der Aufenthaltsort des Kindes namentlich bekannt ist und mit einer gewissen Stabilität des neuen Aufenthaltsortes des Kindes zu rechnen ist, sodass dort auch mit einer Beendigung des Verfahrens gerechnet werden könnte. Diese Schritte müssten nicht Sie als Beistand, sondern die Vormundschaftsbehörde in die Wege leiten. Sie scheinen uns im vorliegenden Fall allerdings kaum verhältnismässig.
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Mit F11 geht’s zur jeweils nächsten Eingabe!!!








